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Sind Rückstellungen aus Alimentenzahlungen für ausserordentliche Auslagen Kindesvermögen?
Sachverhalt

Für die nun bald volljährig werdende C wurde vor Jahren die Beistandschaft nach Art. 308 ZGB angeordnet unter anderem mit dem Auftrag, das Alimenteninkasso zu erledigen. Dies ging auf den Wunsch des Vaters zurück, der sich aufgrund verschiedener Vorkommnisse weigerte, das Geld der sorgeberechtigten Mutter zu überweisen. Ich führte ein Konto auf den Namen des Kindes, wo nun immer die Alimente - zurzeit Fr. 620.00 plus Fr. 200.00 KZ - eingegangen sind. Per Dauerauftrag gingen die Unterhaltszahlungen an die Mutter wieder weg. Die Mutter wünschte jedoch, dass Fr. 200.00 pro Monat auf dem Konto bleiben für Unvorhergesehenes wie Ausbildung, Anschaffungen, Autoprüfung etc. Nun hat sich auf diesem Konto rund Fr. 10'000.00 angesammelt.
C. ist im 1 Lehrjahr und muss durch die Eltern ja noch bis zum Abschluss der ordentlichen Ausbildung unterstützt werden, d.h. rund bis zum 20. Lebensjahr. Die Mutter befürchtet nun, dass C. am 18. Geburtstag Anspruch auf das Geld erhebt, das eigentlich aus den Alimentenzahlungen, das die Mutter ja für den Lebensunterhalt hätte brauchen können, und dies unnötig verjubelt.
Meine Frage ist nun 
a) Ist das vorliegende Geld, das ausschliesslich aus den Alimentenzahlungen auf die Seite gelegt wurde, Kindesvermögen, wenn das Konto auf den Namen des Kindes lautet? Muss das Konto bei Volljährigkeit an die Tochter übergeben werden? Können allenfalls Auflagen gemacht werden?
b) Kann die Mutter ab dem 18. Geburtstag ihrer Tochter das Geld so weiter verwalten, wie ich es bis anhin getan habe? Die Mutter hätte das Geld ja einziehen und selber auf ein Bankkonto anlegen können.
c) Ist es generell fragwürdig, solche Konto auf den Namen des Kindes zu eröffnen oder ist das korrekt? 
Erwägungen
1. Der Anspruch auf Unterhaltsbeiträge steht dem Kind zu und wird, solange das Kind unmündig ist, durch Leistung an dessen gesetzlichen Vertreter oder den Inhaber der Obhut erfüllt (Art. 289 Abs. 1 ZGB). Das auf dem Konto des Kindes einbezahlte Unterhaltsgeld gehört also grundsätzlich der Mutter.

2. Wenn die Mutter die Unterhaltsgelder mit Vorbedacht verwaltet nach dem Prinzip „Sparst du in der Zeit, so hast du in der Not“, trägt sie dem Umstand Rechnung, dass in der Bedürfnislage des Kindes Schwankungen entstehen können, welche nicht in jedem Fall gestützt auf Art. 286 Abs. 3 ZGB zu einem besonderen Beitrag des geldzahlenden Elternteils führen müssen. Die Mutter verwaltet deshalb im vorliegenden Fall das Unterhaltsgeld durchaus gewissenhaft und im Interesse beider Eltern wie des Kindes. Aus dieser Sicht scheint es mir nicht begründet anzunehmen, die Mutter hätte die monatlich Fr. 200.00 dem Kind geschenkt und in dessen Eigentum überführt. Ob nun diese aufgelaufenen Beträge als Vermögen der Mutter oder als Vermögen des Kindes, dem ein summenmässig entsprechendes Darlehen der Mutter an das Kind gegenübersteht, behandelt werden, scheint mir ein Streit um des Kaiser’s Bart. In jedem Fall erscheinen die Rückstellungen nicht als Vermögen, das dem Kind zusteht, weil der Schenkungswille der Mutter fehlt.

3. Würde das auf dem Konto liegende Vermögen dem Kind gehören, müsste es herausgegeben werden ohne Auflagen, zumal im Falle einer Schenkung zwecks beispielsweise Studienabschluss keine Auflage im Sinne von Art. 245 und 246 Obligationenrecht (OR) vorliegt (Handkommentar OR-Romelli N 7). Eingriffe in die Eigentumsfreiheit des mündigen Kindes wären nur gestützt auf die vormundschaftsrechtlichen Bestimmungen (Art. 395, 369-372 ZGB) denkbar, wozu im geschilderten Fall kaum eine sachliche Grundlage bestehen dürfte, da die Ausgabenfreudigkeit von Jugendlichen allein kein Grund für vormundschaftliche Interventionen ist, sondern im Gegenteil – wie immer man das aufnehmen mag – wirtschaftspolitisch stark erwünscht ist.

4. Das Geld ist der Mutter auf ein von ihr geführtes, auf ihren Namen lautendes Konto zu überweisen. Es ist nach meiner Meinung ihr Geld, das sie in den kommenden Jahren für die Bedürfnisse des Kindes einsetzen kann, da sie auch nach der Mündigkeit des Kindes unterhaltspflichtig bleibt, bis das Kind eine ordentliche Ausbildung abgeschlossen hat (Art. 277 Abs. 2 ZGB).


5. Das Vorgehen im vorliegenden Fall war nicht richtig. Art. 308 Abs. 2 ZGB bietet keinen Raum für die Verwaltung von Kindesvermögen. Wenn Kindesvermögen gefährdet ist, muss – wenn keine mildere Massnahme die nötige Wirkung erzielt – die Beistandschaft gemäss Art. 325 ZGB angeordnet werden und die Rechnung der nach kantonalem Recht ordentlichen Rechnungsprüfung unterstellt werden. „Überschüssige“ Unterhaltsgelder, welche für Zeiten der besondern Bedürftigkeit auf die Seite gelegt werden, sind nicht als Kindesvermögen anzulegen, sondern im Eigentum der Eltern zu verwalten. In Fällen wie dem vorliegenden wäre es zur Vermeidung von Missverständnissen ratsam erschienen, die Rückstellungen vertraglich zu regeln (wem sie bei Erreichend der Mündigkeit zufallen sollen).

Im vorliegenden Fall bleibt unklar, ob überhaupt eine Gefährdung des Kindesvermögens vorgelegen hätte, d.h. die Mutter die Gelder nicht bestimmungsgemäss verwendet hätte. Die Schilderungen sprechen eher für das Gegenteil, weshalb allein auf Wunsch des Vaters eine behördliche Verwaltung der Alimente nicht zu rechtfertigen waren.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 11. Februar 2005
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